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Inkassokosten 
trägt der Schuldner

Das Bundesverfassungs-
gericht – Beschluss v. 

07.09.2011 – 1 BvR 

1012/11 – hat als 
höchstes deutsches Ge-
richt  ein Urteil des Amts-

gerichts Brandenburg aufgeho-
ben, weil dieses den Rechts-
schutz eines Gläubigers objektiv 
willkürlich verkürzt habe. 
Das BVR stellte nochmals die 
höchstrichterliche Rechtsauffas-
sung ausdrücklich heraus, dass 
Inkassokosten grundsätzlich als 

Verzugsschaden vom Schuldner 

zu ersetzen sind. Es widersprach  
damit der Auffassung des Amts-
gerichts, wonach das Einschalten 
eines Inkassounternehmens regel-
mäßig gegen die Schadensmin-
derungspfl icht nach § 254 BGB 
verstoße, da die hierdurch ver-
ursachten Kosten vermeidbar 
seien. Mit der wiederholt ange-
führten Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs (BGH) habe sich 
das Amtsgericht nicht ausein-
andergesetzt. Indem es die Beru-
fung nicht zuließ, habe das Amts-
gericht mithin gegen das Willkür-
verbot verstoßen.
Bernd Drumann, Geschäftsführer 
der Bremer Inkasso GmbH, sagt 
dazu: „Jeder Gläubiger ist berech-
tigt, entweder anwaltliche Unter-
stützung oder im selben Umfang 
die Dienste eines Inkassounter-
nehmens in Anspruch zu nehmen. 
Die Kosten, die hierdurch ent-
stehen, hat der Schuldner als 
Verzugsschaden zu ersetzen. Ein 
Inkassounternehmen muss regis-
triert sein. Diese Registrierung 
setzt umfangreiche Eignungs-
merkmale und Kenntnisse  voraus, 
die im Rechtsdienstleistungsge-
setz (RDG) geregelt sind. Die  
Registrierung erfolgt durch die 
jeweils zuständige Behörde.“ 
Etwa 600 Inkassounternehmen 
sind in Deutschland Mitglied im  
weltweit zweitgrößten Inkassover-
band, dem Bundesverband Deut-
scher Inkassounternehmen e. V. 
(BDIU) – so auch die Bremer In-
kasso. Die im BDIU organisierten 
Mitglieder verpfl ichten sich, den 
strengen Anforderungen des Ver-
bandes hinsichtlich der gewissen-
haften, ordnungsgemäßen und 
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redlichen Ausübung ihres Berufes 
nachzukommen.

Betrieblich veranlasste 
Bewirtungskosten

Der Abzug von Bewirtungskosten 
als Betriebsausgaben ist nur bei 
Angabe des konkreten Anlasses 
der Bewirtung möglich. Aufwen-
dungen für das Bewirten von Per-
sonen aus geschäftlichem Anlass 
dürfen den Gewinn nur in Höhe 
von 70 % der nach allgemeiner 
Ver kehrsauffassung als ange- 
messen anzusehenden Aufwen- 
dungen mindern. Zum Nachweis 
der Höhe und der betrieblichen 
Veranlassung der Aufwendungen 
sind schriftlich Ort, Tag, Teilneh-
mer und Anlass der Bewirtung 
sowie die Höhe der Aufwendun-
gen anzugeben. Hat die Bewirtung 
in einer Gaststätte stattgefunden, 
genügen Angaben zu dem Anlass 
und den Teilnehmern der Bewir-
tung; die Rechnung über die Be-
wirtung ist beizufügen.
Das Finanzgericht (FG) Berlin-
Brandenburg fordert Belege, auf 
denen der konkrete Anlass der 
Bewirtung genau bezeichnet ist. 
Es genügt nicht, lediglich die  
Namen und die Funktion der be-
wirteten Personen aufzuführen.
Hinweis. Nicht ausreichend ist 
ferner ein Vermerk wie z. B.: Ge-
schäftsfreunde- oder Kundenbe-
wirtung, Arbeitsessen oder ähn-
liches. Der Vermerk sollte stich-
wortartig den konkreten betrieb-
lichen Anlass erkennen lassen. 

Quelle: Datev

VKE-Eltkauf mit neuem 
Internetauftritt

Eine der größten Kooperationen 
der mittelständischen Elektro-
branche hat ihren Internetauftritt 
überarbeitet. Auf der Startseite 
fallen sofort vier farblich unter-
schiedlich markierte Leistungs-
bereiche auf. Das erleichtert es 
dem Nutzer, schnell das für ihn 
am besten geeignete Leistungs-

angebot zu fi nden. Wie in der 
neuen Mitglieder-Broschüre „Leis-
tungsprogramm“ sind die mehr 
als 150 Leistungen auch im In-
ternet farblich in die Kapitel Or-
ganisation, Personal, Investition 
und Beschaffung sowie Marketing 
und Werbung unterteilt – www.

vke-eltkauf.de.

Nachfolge des Unter-
nehmens fi nanzieren

Über 95 % aller deutschen Unter-
nehmen sind in Familienhand. 
Nach Hochrechnungen des In-
stituts für Mittelstandsforschung 
Bonn müssen sich etwa 90 000 
dieser Unternehmen in den 
nächsten vier Jahren mit der 

Frage der Nachfolge 
beschäftigen. Dabei 
ist der Eintritt des 
Inhabers in den  

Ruhestand mit 86 % der häufi gste 
Grund für die Übergabe des Unter-
nehmens.
Kürzlich veröffentlichte fokus:
unternehmen, Publikation des 
Bankenverbands in Kooperation 
u. a. mit dem DIHK, eine kosten-
freie Broschüre mit dem Titel  
„Unternehmensnachfolge fi nan-
zieren“. Darin erhalten vor allem 
Inhaber kleiner und mittlerer  
Unternehmen wichtige Hinweise 
für das Herangehen an die Unter-
nehmensübergabe. 
Die Broschüre steht unter www.

bankenverband.de zum kosten-
freien Download bereit. ■

TERMINE

OTTI-Anwenderforum

„Bankability“ und technische Abnahme von großen PV-Anlagen

Termin/Ort: 21.–22.05.2012, TÜV Rheinland, Köln
Hintergrund

Nur wenn Anlagen ökonomisch erfolgreich fi nanziert und betrieben 
werden können, sind sie für Investoren interessant, sie besitzen  
„Bankability“. Das gilt sowohl unter den Rahmenbedingungen des 
Erneuerbaren-Energien-Gesetzes (EEG) mit den festgelegten Ein-
speisekonditionen und damit verbundenen politischen Risiken bei 
der Projektentwicklung als auch künftig unter den Bedingungen des 
„Freien Marktes“.
Themenschwerpunkte

• Marktsituation sowie juristische, fi nanzielle und technische Rah-
menbedingungen

• Wege zur „Bankability“
• Realisierung, Bewertung und Zertifi zierung von PV-Anlagen
Fachlicher Leiter: Wilhelm Vaaßen
Zielgruppen

Investoren, Banken, Versicherer, Planer, Installateurunternehmen, 
Modullieferanten und sonstige Zulieferer
Anmeldung: online unter http://www.otti.de/pdf/tap4152.pdf

Ansprechpartnerin: Ariane Seyfarth, Telefon: 0941 29688-41

6. Betriebssicherheitstagung 

Neue Regelungen für die betriebliche Praxis

Termin/Ort: 18.–19.06.2012 im Haus der Technik, Essen
Zielgruppen

Unternehmer, betriebliche Führungskräfte, Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit, Arbeitsmediziner, Sicherheitsbeauftragte, Betriebs- und 
Personalräte und Aufsichtspersonen der Berufsgenossenschaften
Themenschwerpunkte

• neues Produktsicherheitsgesetz
• Explosionsgefahren im Betrieb und Brandschutz
• arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren/Gefährdungsbeurteilung
• Betriebssicherheitsverordnung versus Maschinenrichtlinie und 

CE-Konformitätserklärung
Informationen unter: http://www.hdt-essen.de/htd/veranstaltungen/

W-H020-06-287-2.html

Ansprechpartnerin: Ute Jasper, Telefon: 0201 1803239


